
 

 O S T E U R O P A - I N S T I T U T  
 REGENSBURG 
 

 

 

 

 
 
 

Kurzanalysen und 
Informationen 
Nr. 33  März 2008 

Landshuter Str.4   
93047 Regensburg  

Telefon: 0941 943 54 10   
Telefax: : 0941 943 54 27   

E-Mail: oei@osteuropa-institut.de 
 Internet: www. osteuropa-institut.de 

Wirtschaftswissenschaftliche Abteilung 

  
 

Kurzanalysen  Nr. 33  
und Informationen März 2008 

                                                     

 
Die Lissabon-Strategie 2:  

Weniger Rhetorik und bessere Ergebnisse? –  
Die Neuen Mitgliedsländer im Fokus 

Michael KNOGLER, Wolfgang QUAISSER 
 
Die Lissabon-Strategie zeichnete sich durch Schwächen in der Politikkonzeption und Implementierung 
aus, die auch nach ihrer Neuausrichtung im Jahr 2005 (Lissabon 2)  nicht völlig überwunden werden 
konnten. Zentral bleibt der Wille der nationalen Regierungen, entsprechende Arbeitsmarktreformen 
und Änderungen in den Sozialsystemen durchzuführen, um den Herausforderungen der Globalisie-
rung und des demographischen Wandels zu begegnen. Laut den neuesten Berichten der EU-
Kommission konnten zwar viele europäische Länder Fortschritte beim Abbau der Arbeitslosigkeit und 
der Erhöhung der Beschäftigungsquoten erzielen. Deshalb können in einzelnen Ländern positive Wir-
kung der entsprechenden Reformen vermutet werden, doch werden diese durch die allgemein günsti-
gere Konjunktursituation überlagert. Hinsichtlich der neuen Mitgliedsländer bleibt das Bild recht un-
einheitlich. „Sehr gute Fortschritte“ bescheinigt die Kommission Estland, „gute Fortschritte“ Slowenien 
und Litauen. Die übrigen Länder sind bei der Umsetzung der Lissabon-Agenda noch nicht entschei-
dend vorangekommen. Allerdings deckt sich diese insgesamt von der Kommission vorgenommene 
positive Trendentwicklung nicht mit den Einschätzungen des World Economic Forum. Eine transpa-
rente und auch quantitativ vergleichende Bewertung seitens der Kommission wäre deshalb wün-
schenswert (name and shame), offensichtlich ist jedoch eine solche aus politischen Gründen nicht 
gewollt.  

 
 

Enttäuschende Ergebnisse der alten Lis-
sabon-Agenda 

Als europäische Antwort auf den zunehmend 
globaleren Wettbewerb hat sich die EU auf dem 
Lissabonner Gipfel (2000) das ehrgeizige Ziel 
gesetzt, Europa bis 2010 zum „wachstums- und 
innovationsstärksten Wirtschaftsraum der Welt“ 
zu entwickeln. Die „Lissabon-Strategie“ sollte 
jedoch nicht nur die eigene Wachstumsschwä-
che und das Zurückbleiben gegenüber den USA 
überwinden, sondern auch zu weniger Armut, 
dafür zu mehr sozialem Zusammenhalt und zu 
besserer Bildung führen. Das Wachstumspoten-
tial und die durch den demographischen Wandel 
unter Druck geratenen Sozialsysteme sollten 
durch eine Beschäftigungsquote von 70 Prozent 

und durch deutlich mehr erwerbstätige Frauen 
gestützt werden. Der weitere Ausbau des Bin-
nenmarktes und Investitionen von drei Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes in die Forschung 
waren weitere Kernideen des anvisierten Weges 
an die Spitze der Weltwirtschaft. 

Die vielfältigen Ziele der Lissabon-Agenda1 
sollten mit Hilfe eines neuartigen wirtschaftspoli-
tischen Instruments, der offenen Methode der 
Koordinierung, erreicht werden. Sie bestand in 
einer lockeren, wenig verbindlichen Koordinie-
rungsform, die den nationalen Regierungen viel 
Spielraum bei der Politikimplementierung lässt. 

 
1 Vollendung des Binnenmarktes und integrierter Finanzmärk-
te, Schaffung einer Informationsgesellschaft und koordinierte 
Netzwerke bei R&D, Abbau von Regulierungslasten, soziale 
Einbindung und nachhaltige Entwicklung. 
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Die Umsetzung erfolgt im Wesentlichen mittels 
gemeinsamer Leitlinien der nationalen Wirt-
schaftspolitik, nationaler Aktionspläne zur ihrer 
Implementierung, der Erarbeitung von Indikato-
ren der nationalen Leistungsfähigkeit und „best-
practice“-Vergleichen sowie durch regelmäßige 
Berichte und Überprüfungen seitens der Kom-
mission.  

Bereits 2004 hatten der Europäische Rat und 
die Kommission beschlossen, eine Halbzeitbilanz 
der Umsetzung der Lissabon-Strategie auszuar-
beiten, die auf dem EU-Frühjahrsgipfel im März 
2005 vorgestellt werden sollte. Der ehemalige 
Ministerpräsident der Niederlande, Wim Kok, 
wurde im März 2004 damit beauftragt, eine hoch-
rangige Sachverständigengruppe zu leiten, die 
diese Bewertung vornehmen sollte. Der Anfang 
November 2004 vorgelegte Kok-Bericht konsta-
tierte ein klares Scheitern der Lissabon-Strategie 
(Kok, 2004). Zwar stieg die Beschäftigung seit 
Mitte der 90er Jahre signifikant an, die Nettoar-
beitsplatzschaffung verlangsamte sich jedoch in 
den Jahren bis 2005 deutlich. Sowohl das Errei-
chen des Beschäftigungsziels als auch des FuE-
Ziels bis 2010 rückten in weite Ferne. Auch bei 
der Umsetzung der EU-Binnenmarktrichtlinien 
und der umweltpolitischen Vorgaben wurden nur 
geringe Fortschritte erzielt (Kok, 2004; Pisany-
Ferry, 2005).  

Der Bericht kam zu dem Schluss, dass "eine 
überfrachtete Agenda, eine mangelhafte Koordi-
nierung und miteinander konfligierende Prioritä-
ten" für das "enttäuschende" Ergebnis verant-
wortlich seien. Vor allem die Mitgliedstaaten und 
ihr Mangel an politischem Willen wurden kriti-
siert.  Darüber hinaus sei es von entscheidender 
Bedeutung, dass sich die Mitgliedstaaten die 
Lissabon-Agenda stärker zu Eigen machten und 
die notwendigen Reformen durchsetzten. 
 
 
Die Revision der Strategie: Lissabon 2 

Aufgrund der enttäuschenden Ergebnisse wurde 
2005 eine Revision der Lissabon-Strategie vor-
genommen. Die Empfehlung des Kok-Berichts zu 
einer Neufokussierung der Strategie wurde von 
der Kommission aufgegriffen (Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, 2005). Die Maß-
nahmen sollen nun auf die beiden zentralen Auf-
gaben, nämlich der Herbeiführung eines kräftige-
ren und nachhaltigen Wachstums und der Schaf-
fung von mehr und besseren Arbeitsplätzen kon-
zentriert werden. (Partnerschaft für Wachstum 
und Beschäftigung).2 Gleichzeitig sollen damit 

                                                      

ohem Mehrwert“.  

                                                                                

2 Laut Kok-Bericht besteht ein wesentliches Problem darin, 
dass „die Lissabon-Strategie zu sehr ausgeufert ist, um noch 

auch die Voraussetzungen verbessert werden, 
die umwelt- und sozialpolitischen Zielsetzungen 
zu erfüllen.  

Nicht mehr enthalten in der revidierten Fas-
sung ist die Zielsetzung, bis 2010 den Sprung an 
die Spitze zu schaffen. Auch die angestrebte 
Beschäftigungsquote von 70% wird nicht mehr 
explizit erwähnt, bleibt aber als übergreifende 
Zielsetzung bestehen. Die Kommission erwartet 
in den nächsten Jahren sechs Millionen neue 
Arbeitsplätze, wobei die einzelnen Mitgliedstaa-
ten individuelle Beschäftigungsquoten unter-
schiedlicher Größenordnung in ihren nationalen 
Aktionsprogrammen ergänzend zur 70%-
Zielgröße festlegen sollen. Festgehalten wird an 
dem Ziel, Ausgaben in Höhe von 3% des BIP für 
Forschung und Entwicklung bis 2010 bereitzu-
stellen.  

Um die politische Steuerung und Umsetzung 
der Strategie zu verbessern, wurden die jeweili-
gen Zuständigkeiten auf nationaler und gemein-
schaftlicher Ebene schärfer abgegrenzt. Gemäß 
der reformierten Lissabon-Methodik wurden im 
Juli 2005 erstmals „integrierte Leitlinien für 
Wachstum und Beschäftigung“ für den Dreijah-
reszeitraum 2005-2008 verabschiedet (Europäi-
sche Kommission, 2005a).3 Auf dieser Grundla-
ge erstellt die Kommission ein Lissabon-
Programm mit Empfehlungen sowohl an die Mit-
gliedstaaten als auch an die Gemeinschaft, das 
jährlich aktualisiert wird (Europäische Kommissi-
on, 2005b). Das Programm besteht aus einer 
Vielzahl von Initiativen (Rechtsakte, finanzielle 
Instrumente und politische Maßnahmen), die auf 
EU-Ebene durchgeführt werden sollen, um die 
Reformagenda stärker auf Wachstum und Be-
schäftigung auszurichten. Die Kommission kon-
zentriert sich dabei auf die Durchführung ge-
meinschaftlicher Politiken in acht „Schlüssel-
maßnahmen mit h 4

 
als ein kohärentes Ganzes empfunden zu werden. Bei der 
Lissabon-Strategie geht es um alles und damit im Grunde um 
nichts. Verantwortlich ist jeder und damit im Grunde niemand. 
Das eigentliche Ziel der Strategie hat man vielfach aus den 
Augen verloren. Eine ehrgeizige, umfassende Reformagenda 
braucht einen klaren roten Faden, denn nur so kann sie 
überzeugend ihre eigene Notwendigkeit vermitteln. Damit 
jeder einsieht, weshalb manchmal schmerzhafte Reformen 
unerlässlich sind. Damit jeder weiß, wer die Verantwortung 
trägt.“ Vgl. Kok, 2004, S.19. 
3 Die Integrierten Leitlinien bestehen aus den früheren Berich-
ten zu den Grundzügen der Wirtschaftspolitik sowie den 
Beschäftigungspolitischen Leitlinien. 
4 Förderung von Innovationen, Reform der Beihilfepolitik, 
Verbesserung des Regelumfelds für Unternehmen, Vollen-
dung des Binnenmarktes für Dienstleistungen, Abschluss 
einer ehrgeizigen Vereinbarung im Rahmen der Doha-Runde, 
die Beseitigung von Mobilitätshindernissen in den Bereichen 
Transport, Arbeit und Bildung, die Entwicklung eines gemein-
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Die Mitgliedsländer ihrerseits legen nationale 
Reformprogramme vor bzw. seit 2006 jährliche 
Fortschrittsberichte über die Umsetzung dieser 
Programme. Die nationalen Programme konzent-
rieren sich auf vier spezifische Bereiche für vor-
rangige Maßnahmen als Säulen der erneuerten 
Lissabonstrategie (Wissen und Innovation, Er-
schließung des Unternehmenspotentials, Investi-
tionen in Menschen und Modernisierung der Ar-
beitsmärkte, Energie/Klimawandel), auf die sich 
der Europäische Rat im Frühjahr 2006 geeinigt 
hatte.  Ein paralleles Vorgehen in allen vier Be-
reichen soll zu einem integrierten Gesamtansatz 
führen. Zur Vereinfachung des Verfahrens wurde 
festgelegt, dass es künftig auf der Ebene der EU 
und der Mitgliedstaaten nur jeweils einen Umset-
zungsbericht sowie ein Aktionsprogramm zur 
Lissabon-Strategie geben sollte. Die jährlichen 
Umsetzungsberichte – sowohl die Berichte der 
Mitgliedstaaten als auch der Kommission – sollen 
an die des Vorjahres anknüpfen, um eine hohes 
Maß an Kontinuität der Strukturen und Inhalte 
sicherzustellen.5 

Der zunächst von der Kommission befürwor-
tete Vorschlag der Kok-Kommission, die Umset-
zung der Lissabon-Strategie durch budgetäre 
Mittel aus dem EU-Haushalt zu unterstützen, 
wurde wenige Monate später durch den Europäi-
schen Rat verworfen. Der EU-Haushaltsentwurf, 
der eine deutliche Erhöhung der Haushaltsmittel 
für Forschung vorsah, wurde durch die Staats- 
und Regierungschefs abgelehnt. Eine auch von 
vielen Ökonomen (Sapir et al., 2003) geforderte 
Neuorientierung der mittelfristigen Finanzplanung 
auf innovative Bereiche wurde dadurch verhin-
dert. Auch der Vorschlag der Kok-Kommission, 
Länder, die die gesteckten Ziele verfehlten, na-
mentlich zu nennen („name and shame“), wurde 
abgelehnt und damit das Benchmarking-
Verfahren aufgeweicht. 

Insgesamt beruht das Governance-System 
der Lissabon-Strategie damit nahezu vollständig 
auf den nationalen Aktionsplänen. Um die Imp-
lementierungsschwächen zu überwinden, müsste 
daher die politische Verantwortung der einzelnen 
Mitgliedstaaten deutlich verbessert werden. Kriti-
ker bemängeln, dass die dafür erforderliche in-
tensivere politische Diskussion sowie die Einbe-
ziehung der nationalen Parlamente und Interes-
sensgruppen in die Entwicklung der Aktionspläne 
nicht entscheidend vorangekommen sind (Pisani-
Ferry, Sapir, 2006).  

                                                                                 

                                                     

samen Konzepts für wirtschaftliche Migration sowie die Abfe-
derung der sozialen Auswirkungen der Globalisierung. 
5 Erst die Überarbeitung der integrierten Leitlinien im Frühjahr 
2008 bietet formell die Möglichkeit zu einer grundlegenden 
Neuausrichtung der Lissabon-Strategie. 

 
Erste Ergebnisse der neuen Strategie 

Im neuesten, Mitte Dezember 2007 veröffentlich-
ten Umsetzungsbericht zur Lissabon-Strategie 
werden Verbesserungen bei Wachstum und Be-
schäftigung festgestellt, wozu nach Ansicht der 
Kommission neben der konjunkturellen Entwick-
lung auch die Lissabon-Strategie beigetragen 
hat. Als Beleg wird angeführt, dass auch das 
Wachstumspotenzial im Zuge der Strukturrefor-
men allmählich zunimmt und die strukturelle Ar-
beitslosigkeit sinkt (Commission of the European 
Communities, 2007; Teil 1).  

Erstmals seit 1997 geht der Beschäftigungs-
zuwachs auch mit einer deutlichen Zunahme der 
Arbeitsproduktivität einher. Die Arbeitsproduktivi-
tät sank von rund 2% in der zweiten Hälfte der 
neunziger Jahre auf rund 1% zwischen 2001 und 
2003 (Tabelle1). Im selben Zeitraum wiesen die 
USA ein konstantes Produktivitätswachstum von 
rund 2% auf. Seit 2003 scheint sich jedoch der 
Rückgang des Produktivitätswachstums in Euro-
pa umgekehrt zu haben. In Folge dieser positiven 
Wachstumsdynamik hat sich auch der Abstand 
zu den USA, gemessen am Pro-Kopf-
Einkommen seit 2005 um rund 1,5 Prozentpunk-
te verringert, bleibt aber nach wie vor hoch.6 Ob 
die Wachstumsdynamik nicht nur auf konjunktu-
relle Faktoren, sondern auch auf das Greifen von 
Strukturreformen zurückzuführen ist, kann jedoch 
angesichts der relativ kurzen Zeitperiode nicht 
beurteilt werden. 

Einige Mitgliedstaaten haben laut Kommission 
ihre Reformen mit größerem Nachdruck vorange-
trieben als andere, 2007 sei eine „gewisse Re-
formmüdigkeit“ festzustellen (Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, 2007). In einigen 
Bereichen, etwa bei der Liberalisierung der E-
nergie- und Dienstleistungsbereiche sowie dem 
Abbau der Segmentierung der Arbeitsmärkte 
kam es zu Verzögerungen (vgl. Tabelle 2 für 
einen Überblick über die Ergebnisse der Lissa-
bon-Strategie in den wichtigsten Bereichen). Erst 
die Hälfte der Mitgliedstaaten hat auf dem Flexi-
curity-Konzept (flexible Arbeitsmärkte kombiniert 
mit sozialer Absicherung) basierende Strategien 
ausgearbeitet oder arbeitet daran. Die Maßnah-
men bleiben insgesamt jedoch bruchstückhaft.  

 
6 In der Eurozone lag des BIP-Pro-Kopf 2007 bei 73,5% des 
US-Niveaus, in den EU27 bei 67,1%. 
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Tabelle 1:  BIP, Beschäftigung und Arbeitsproduktivität  
 (jahresdurchschnittliches Wachstum in %) 

 1997-2000 2001-2003 2004-2006 
 EU27 USA EU27 USA EU27 USA 

BIP 3,1 4,2 1,5 1,6 2,4 3,2 
Beschäftigung 1,1 2,1 0,3 0,0 1,1 1,6 
Arbeitsproduktivität je Beschäftigtem 2,2 2,1 1,1 2,0 1,5 2,1 
Arbeitsproduktivität je gel. Arbeitsstunde  2,1 1,6 2,7 1,4 2,3 

Quelle: Commission of the European Communities, 2007, S. 53. 
 

Zwar wurden in den letzten beiden Jahren in 
der EU27 fast 6,5 Millionen neue Arbeitsplätze 
geschaffen, die Beschäftigungsquote als eine der 
beiden zentralen Zielgrößen der Lissabonstrate-
gie ist jedoch mit 64,4% (2006) noch deutlich von 
der (in der alten Strategie) angestrebten 70%-
Marke entfernt. Um dieses Ziel zu erreichen, 
müssten bis 2010 noch einmal fast 20 Millionen 
Arbeitsplätze geschaffen werden. Dem Lissabon-
Ziel weit angenähert hat sich dagegen die Be-
schäftigungsquote bei Frauen. Auch die Beschäf-
tigungsquote älterer Menschen ist seit 2000 
(37%) deutlich angestiegen und liegt nun bei 
43,5%.  Allerdings besteht damit noch immer ein 
hohes ungenutztes Beschäftigungspotential (6,5 
Prozentpunkte unterhalb der Zielgröße), das vor 
dem Hintergrund der demographischen Entwick-

lung noch wachsen wird. Die Kommission ver-
weist hier auf Untersuchungen, denen zufolge 
die Partizipationsrate älterer Menschen im Zuge 
der Rentenreformen und der Erhöhung des effek-
tiven Renteneintrittsalter mit einer gewissen zeit-
lichen Verzögerung in den nächsten Jahren zu-
nehmen könnte. 

Innerhalb der alten Mitgliedstaaten differieren 
die Beschäftigungsquoten sehr stark, mit Italien, 
Griechenland und Belgien am unteren Ende (un-
ter bzw. knapp über 60%), während die skandi-
navischen Länder und England bereits Beschäf-
tigungsquoten jenseits der 70% aufweisen (Ab-
bildung 1). Diese Länder wenden zugleich ver-
stärkt Maßnahmen zur Förderung des lebenslan-
gen Lernens an.  

 
Abbildung 1: Ausgewählte EU15: Fortschritte bei den Lissabon-Zielen  
 (Beschäftigungs-quoten und FuE-Ausgaben in % des BIP 2000/2006;  
 der jeweilige Pfeil markiert die Änderung von 2000 auf 2006) 
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Quelle: Eurostat. 
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Auch bei der zweiten zentralen Zielgröße, 
den FuE-Ausgaben, fallen die Ergebnisse eher 
enttäuschend aus. Diese konnten mit den stär-
keren Wachstumsraten der Wirtschaft nicht 
mithalten und gingen 2006 auf 1,84% des BIP 
in der EU27 sogar leicht zurück.  Am höchsten 
liegen sie in Finnland und Schweden, die 

zugleich auch die mit Abstand höchsten Be-
schäftigungsquoten erzielen. Die größten Fort-
schritte in Richtung Lissabon-Ziele haben seit 
2000 Deutschland, Österreich und Dänemark 
erreicht, indem sie sowohl die FuE-Ausgaben 
als auch die Beschäftigungsquoten steigern 
konnten. 

 
Tabelle 2: Lissabon 2: Zielvorgaben und Stand der Umsetzung 

 Makroökonomische 
Stabilität 

Modernisierung der 
Arbeitsmärkte 

Gestaltung des 
Unternehmens-

Umfeldes 

Wissen (Bildung, 
FuE und Innovati-

on) 

Energie und Klima-
wandel 

Zielsetzung 2005 • Stabilitätsorientierte 
makroökonomische 
Strategien und kon-
sequente Haushalts-
politik, 

• Verbesserung der 
Nachhaltigkeit der 
sozialen Sicherungs-
systeme 

• Verbesserung der 
Anpassungsfähigkeit 
und des sozialen Zu-
sammenhaltes durch 
geeignete Kombina-
tion von Flexibilität 
und Sicherheit (Flexi-
curity) und In-
vestitionen in Human-
kapital („Lebenslan-
ges Lernen“)  

• Nationale Beschäfti-
gungsquotenziele 

• Vollendung des 
Binnenmarktes 
(Dienstleistungen) 
und günstiger Re-
gelungsrahmen für 
Unternehmen  

• Abbau administra-
tiver Hemmnisse 
insbesondere für 
KMU 

• Verstärkung von 
Forschung, Bildung 
und Innovation 

• umfassender Ein-
satz von Informa-
tions- und Kommu-
nikationstechnolo-
gien  

• FuE-Quote von 3%  

• Entwicklung einer 
gemeinschaftlichen, 
nachhaltigen Ener-
giepolitik  

• Öffnung der Ener-
giemärkte 

• Steigerung der Ener-
gieeffizienz und Ent-
wicklung erneuerba-
rer Energien und 
umweltfreundlicher 
Technologien 

Stand 2007 + Rückführung der 
Haushaltsdefizite und 
der Staatsverschul-
dung;  

- zu geringe Redu-
zierung struktureller 
Defizite in der Euro-
zone,  

- entstehende Un-
gleichgewichte (hohe 
Leistungsbilanz- und 
Haushaltsdefizite) in 
einigen Mitgliedstaaten 

+ Beschäftigungs-
wachstum gekoppelt 
mit Produktivitäts-
wachstum 

+- Hälfte der Mitglied-
staaten hat Flexicurity-
Strategien ausgearbei-
tet 

- Segmentierung der 
Arbeitsmärkte 

- geringe Arbeitskräfte-
mobilität 

- Beschäftigungsziel 
verfehlt 

+ Erleichterung von 
Unternehmensgrün-
dungen 

- nur langsame Libe-
ralisierung netzgebun-
dener Industrien und 
Dienstleistungen 

- wenig Fortschritte bei 
Verringerung des Ver-
waltungsaufwandes 
und Verbesserung des 
Unternehmensumfelds 

+ Setzung nationaler 
Ziele für FuE-Investi-
tionen 

- FuE-Ausgaben noch 
weit von der Zielgröße 
entfernt 

- Rückstand bei 
Informations- und 
Kommunikationstech-
nologien 

+ Rückgang der 
Energieintensität 

- + Fortschritte bei 
erneuerbaren Energien 
in einigen Ländern 

- geringe Fortschritte 
beim Klimaschutz (viele 
Länder weit von Kyoto-
Zielen entfernt) 

Quelle: Commission of the European Communities (2007),  
 
 

Die Neuen Mitgliedsstaaten  
 
Mit deutlich über dem Durchschnitt der EU15 
liegenden Wachstumsraten befinden sich die 
neuen EU-Mitgliedstaaten (NMS) in einem 
schnellen Konvergenzprozess. Während dieser 
Aufholprozess bis 2000 mit rückläufiger Beschäf-
tigung (jobless growth) und in der Phase bis 
2004 mit relativ konstanter Beschäftigung ver-
bunden war, ist nach dem Beitritt von acht Län-
dern des östlichen Europas in 2004 eine Trend-
wende in der Beschäftigung erfolgt. Vor allem in 
den baltischen Staaten, aber auch in Bulgarien 
und Rumänien erhöhte sich ab 2004 die Be-
schäftigung deutlich.  

Parallel zu sinkenden Arbeitslosenquoten 
stiegen die Beschäftigungsquoten in den NMS z. 
T. stark an. Abbildung 2 zeigt die Fortschritte der 
NMS auf dem Weg zum Beschäftigungsziel von 
Lissabon. Die besten Ergebnisse erzielten wie-
derum die baltischen Staaten. Aber auch in Bul-
garien erhöhte sich die Beschäftigungsquote, 

allerdings von einem niedrigen Niveau aus, deut-
lich, doch bleibt der Abstand zum Niveau der 
EU15 bzw. zum Lissabonziel weiter markant. In 
einigen der NMS sind dagegen kaum Fortschritte 
zu verzeichnen. In Polen und Ungarn verharrt die 
Beschäftigungsquote auf sehr niedrigem Niveau, 
in Rumänien sank sie sogar seit 2000 um rund 5 
Prozentpunkte und ist nun die niedrigste inner-
halb der EU27.7 

Insgesamt liegen die Beschäftigungsquoten in 
den NML deutlich unter der Lissabon-Zielvorgabe 
und in den meisten Fällen auch unter dem EU15-
Durchschnitt (Abbildung 2). Insofern besteht in 
allen NMS noch erheblicher Spielraum zur Mobi-
lisierung des Arbeitsangebots bzw. zur besseren 
Nutzung des Arbeitskräftepotentials, um das 
Wachstum anzukurbeln. 

 
 

                                                      
7 Dies ist vor dem Hintergrund des Rückgangs der ländlichen 
Beschäftigung zu sehen, während die städtische Beschäfti-
gung leicht anstieg.  
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Abbildung 2:  NMS: Fortschritte bei den Lissabon-Zielen  
 (Beschäftigungsquoten und FuE-Ausgaben in % des BIP 2000/2006¸  
 der jeweilige Pfeil markiert die Änderung von 2000 auf 2006) 

 
Quelle: Eurostat. 
 
Mit Blick auf die zweite wichtige Lissabon-

Zielgröße, den FuE-Ausgaben, weisen die 
NMS eine noch schlechtere Bilanz auf. Die 
FuE-Ausgaben sind zwar in den meisten Län-
dern seit 2006 gestiegen, liegen aber deutlich 
unterhalb des EU15-Durchschnitts. Am stärks-
ten zugenommen haben die FuE-Ausgaben 
mit rund einem halben Prozentpunkt in Est-
land, das auch seine Beschäftigungsquote um 
knapp acht Prozentpunkte steigern konnte. In 
Polen, Bulgarien und der Slowakei sind die 
FuE-Ausgaben indes seit 2000 gesunken. 
Unter diesen Bedingungen dürfte die Entwick-
lung eines endogenen Forschungspotentials 
kaum zu erreichen sein. 

Die länderspezifischen Empfehlungen der 
Kommission weisen auf die wesentlichen 
Schwachpunkte der Strukturreformen hin und 
bleiben mit einer Ausnahme gegenüber dem 
Vorjahr unverändert.8 Die Schwerpunkte lie-
gen neben Empfehlungen zur Haushaltskon-
solidierung sowie Stärkung der langfristigen 
Nachhaltigkeit durch Reformen insbesondere 
im Rentensystem und in den arbeitsmarkt- und 
bildungspolitischen Bereichen (Tabelle 3).  

                                                      
8 Im Fall der Slowakei trat an die Stelle der letztjährigen 
Empfehlung zum Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit eine 
Empfehlung zur Verbesserung der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen. 

Ein genauerer Blick auf die Arbeitsmarkt-
entwicklung dieser Länder zeigt, dass nun 
nicht mehr der Beschäftigungsaufbau durch 
eine schwache Arbeitsnachfrage behindert 
wird, sondern dass bei anziehender Arbeits-
nachfrage, das Beschäftigungspotential auf-
grund des beschränkten Arbeitsangebots nicht 
hinreichend genutzt wird (Rutkowski, 2007). 
Die Beschäftigungsquoten insbesondere unter 
den jungen und älteren Arbeitnehmern sind 
weiterhin sehr niedrig. Viele der Arbeitslosen, 
häufig Langzeitarbeitslose, verfügen nicht über 
die notwendigen Qualifikationsprofile, um die 
neu entstehenden Arbeitsplätze auszufüllen. 
Vielfach ist ein Mangel an qualifizierten Ar-
beitskräften festzustellen. Die Bildungs- und 
Ausbildungssysteme dieser Länder sind nicht 
ausreichend auf die Bedürfnisse des Arbeits-
marktes abgestimmt. Zudem führen Fehlanrei-
ze in den sozialen Sicherungssystemen, ins-
besondere die Frühverrentungsregelungen, 
aber auch hohe Lohnnebenkosten und wenig 
Möglichkeiten für flexible Beschäftigungsfor-
men zu niedrigen Erwerbsquoten. Insgesamt 
sind die NMS weit vom angestrebten Flexicuri-
ty-Modell entfernt und weisen stark segmen-
tierte Arbeitsmärkte auf (Knogler, Lankes, 
2007). 
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Tabelle 3: Schwerpunkte der länderspezifischen Empfehlungen und Gesamtbewertung 
 Makroökonomische 

Stabilität/Nachhal-
tigkeit der Haushal-

te 

Modernisierung der Arbeits-
märkte 

Gestaltung des 
Unternehmens-

Umfeldes 

Wissen 
(Bildung, FuE 
und Innovati-
on) 

Energie und 
Klimawandel 

Gesamtein-
schätzung 

Bg Straffe Haushaltspo-
litik 
Stärkung der Ver-
waltungskapazität 

Effizientere Arbeitsmarktpolitik 
Reform des Bildungssystems 

Bürokratieabbau 
Verbesserung 
des rechtlichen 
Rahmens 

   

Cz Renten- und Ge-
sundheitsreform zur 
Verbesserung der 
langfristigen Tag-
fähigkeit der öffentl. 
Haushalte 

Modernisierung des Kündigungs-
schutzes (Flexicurity) 
Bildungssystems  
Anreize für Fortbildung älterer 
Arbeitnehmer und Geringqualifi-
zierter 

 Engere Zu-
sammen-arbeit 
zwischen 
Unternehmen, 
Universitäten 
und öffentlichen 
FuE-
Einrichtungen 

 Gewisse Fort-
schritte 

Ee Keine länderspezifischen Empfehlungen Sehr gute 
Fortschritte 

Lv Restriktive Steuerpo-
litik 

Förderung der regionalen Mobili-
tät (Flexicurity) 
Bildungswesen (Bedarf des 
Arbeitsmarktes) 
Lebenslanges Lernen  
Aktive Arbeitsmarktpolitik 

 Raschere 
Umsetzung der 
Reformen 

 Einige Fortschrit-
te 

Lt  Erhöhung des Fachkräfteange-
bots, Verbesserung der regiona-
len Mobilität 
Bildung (Bedarf des Arbeitsmark-
tes) 
Lebenslanges Lernen 

 Strukturreform 
des FuE-
Systems 

 Gute Fortschritte 

Hu Dauerhafte Senkung 
des Haushaltsdefizits 
Reform der öffent-
lichen Verwaltung, 
des Gesundheits-, 
Renten- und Ausbil-
dungssystems 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Zugang zur allgemeinen und 
beruflichen Bildung 
Bildungssystem (Arbeitsmarkt) 

   Begrenzte 
Fortschritte 

Pl Haushaltskonsolidie-
rung verstärken 

Aktive Arbeitsmarktpolitik 
Reform der sozialen Sicherungs-
systeme, um Arbeitsanreize zu 
erhöhen 
Lebenslanges Lernen 
Modernisierung der Bildung 

 Reform des 
staatlichen 
Forschungssek-
tors 

Rahmenbedingun-
gen für Wettbewerb 
in den netzgebun-
denen Wirtschafts-
zweigen verbessern 
Liberalisierung der 

Energiemärkte 

Begrenzte 
Fortschritte 

Ro Vermeidung pro-
zyklicher Haushalts-
politik 
Neustrukturierung 
der öffentlichen 
Ausgaben 
Verringerung der 
staatlichen Beihilfen 

Integriertes Konzept für mehr 
Beschäftigung 
Bildungssystem 
Umwandlung der Subsistenz-
/Nebenerwerbswirtschaft in 
nachhaltige Beschäftigung 

   Verkürzung der 
Verwaltungs- und 
Genehmigungs-
verfahren 

   

Si Reform des Renten-
systems 

Flexiblere vertragliche Vereinba-
rungen (Flexicurity) 

   Gute Fortschritte 

Sk  Lebenslanges Lernen (Flexicuri-
ty) 
Bildungsreform 
Arbeitsmarktzugang für Langzei-
tarbeits-lose und Benachteiligte 

Verbesserung der 
rechtlichen Rah-
menbedin-gungen 
Vereinfachung der 
Rechtsvorschriften 

Ressourcen auf 
FuE umschich-
ten 

 Gewisse Fort-
schritte 

Quelle: Kommission der Europäischen Gemeinschaften, 2007a; eigene Zusammenfassung. 
 
 

Die Bewertung des World Economic 
Forum 

Mit einer gewissen Regelmäßigkeit untersucht 
auch das World Economic Forum (WEF) in 
gesonderten Berichten die Fortschritt der eu-
ropäischen Länder im Erreichen der Ziele der 
Lissabon Agenda. Die Bewertung basiert ne-
ben harten Fakten sowie Einschätzungen von 
Wirtschaftsinstituten vor allem auf einer regel-
mäßig durchgeführten Umfrage unter Mana-
gern in über 130 Ländern und spiegelt deshalb 
stärker die Einschätzungen der Unternehmen 
wider. Diese haben allerdings den Vorteil, dass 
im Gegensatz zu der oft recht unpräzisen und 
nur semantisch wiedergegebenen Einschät-
zung der EU-Kommission, das WEF „Scores“ 

und „Ratings“ vergibt, die einen intertempora-
len Ländervergleich ermöglichen.  

In der letzten Bewertung der Lissabon-
Agenda im Jahre 2006 kamen die skandinavi-
schen Länder Dänemark, Finnland und 
Schweden auf die ersten Plätze. Abbildung 3 
zeigt die „Scores“ der NML für 2006 (1 
schlechteste Bewertung, 7 beste Bewertung) 
und der NMS (ohne Bulgarien und Rumänien) 
im Vergleich zum Durchschnitt der EU-15. 
Deutlich erkennbar ist, dass nur Estland den 
Durchschnittswert der EU-15 erreicht, wobei 
einige EU-15 Länder (Italien und Griechen-
land) unter dem Durchschnitt des Wertes der 
NMS liegen. Die WEF-Analyse stellt jedoch 
fest, dass viele NMS von 2004 bis 2006 Fort-
schritte verzeichnen konnten. Dies gilt insbe-
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sondere für Tschechien, Ungarn und die Slo- wakei (WEF, 2006, S. 5).  
 

Abbildung 3:  NML: Lissabon-Bewertung des World Economic Forum (Scores) 
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Quelle: World Economic Forum 2006, The Lisbon Review 2006, Measuring Europe’s Progress in Reform, Ge-
neva, 2006, S. 5.  
 

Leider liegt noch keine Bewertung des Lis-
sabon-Prozesses durch das WEF für das Jahr 
2008 vor. Orientierungshilfe bietet jedoch der 
Global Competitiveness Index (GCI) des WEF, 
der umfassender angelegt ist und eine etwas 
andere Gewichtung von Einzelindikatoren 
aufweist als die Lissabon-Bewertung. Dennoch 

ergibt ein einfacher Korrelationstest der „Sco-
res“ und der Rangpositionen beider Indikato-
ren einen starken Zusammenhang beider Be-
wertungen (Koeffizient 0,98 bzw. 0,96), sodass 
der allgemeine Indikator der spezifischen Lis-
sabon-Bewertung sehr ähnlich ist.  

 
Abbildung 4: NMS: Global Competitiveness Index (GCI) des World Economic Forum (Scores) 
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Quelle: WEF, World Economic Forum, The Global Competitiveness Report 2005/2006, 2006/2007 und 
2007/2008. Geneva, 2005, 2006, 2007.  
 

Abbildung 4 zeigt die Veränderung des GCI 
von 2005 bis 2007. Dabei werden wiederum 
die „Scores“ herangezogen, da die Rangposi-

tionen aufgrund veränderter Ländersamples 
verzerrt werden. Es fällt auf, dass insbesonde-
re von 2006 bis 2007 keine Fortschritte, son-
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dern eher  Rückschritte in der Wettbewerbsfä-
higkeit der NMS, aber auch der EU-15 zu ver-
zeichnen sind. Legt man zwei Sub-Indicies 
zugrunde, d.h. Effizienz (Bewertung der Effi-
zienz der Güter und Faktormärkte) sowie Inno-

vation (Bewertung der Innovationskraft der 
Volkswirtschaft), lassen sich allenfalls beim 
Innovationskriterium in einigen NMS und in der 
EU-15 leichte Verbesserungen erkennen (Ab-
bildung 5 und 6). 

Abbildung 5:  NMS: Subindex Innovation des World Economic Forum (Scores)  
5 2005 2006 2007

4,5 

4 
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3 
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Quelle: WEF, World Economic Forum, The Global Competitiveness Report 2005/2006, 2006/2007 und 
2007/2008. Geneva, 2005, 2006, 2007. 
 
Abbildung 6:  NMS: Subindex-Effzienz des World Economic Forum (Scores)  

 

3,5

3,7

3,9

4,1

4,3

4,5

4,7

4,9

5,1

5,3

bg cy cz ee hu ml pl ro si sk lv lt EU15

2005 2006 2007

 
Quelle: WEF, World Economic Forum, The Global Competitiveness Report 2005/2006, 2006/2007 und 
2007/2008. Geneva, 2005, 2006, 2007. 
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Ausblick 

Für das Zurückbleiben der europäischen 
Volkswirtschaften hinsichtlich der Lissabon-
Ziele gibt es viele Gründe, die größtenteils im 
Ausbleiben von notwendigen internen Struktur-
reformen zu suchen sind. Der externe und 
europäische Wettbewerbsdruck wirkt nur mo-
derat und protektionistische Tendenzen neh-
men zu. Offensichtlich ist jedoch auch, dass 
die Strategie der „offenen Koordinierung“ nur 
unzureichende politische Anreize bietet, um 
entsprechend dem „Benchmarking-Ansatz“ die 
besten Lösungen durchzusetzen. Die Re-
formdynamik bzw. deren Verweigerung ist in 
den jeweiligen Staaten damit weitgehend von 
innenpolitischen Konstellationen und Wahlen 
abhängig. Weder eine auf europäischer Ebene 
verankerte Wirtschaftspolitik noch eine effi-
ziente Koordinierung nationaler Wirtschaftspo-
litik haben sich bis heute durchsetzen lassen, 
obwohl sie zumindest innerhalb der Eurozone 
dringlicher denn je ist. 

Ein zentrales Problem bei der Weiterent-
wicklung der Lissabon-Strategie bleibt zudem 
die Diversität innerhalb der Mitgliedstaaten. 
Die größte Herausforderung stellen die Unter-
schiede in den Industriestrukturen, also die 
strukturelle Heterogenität der Mitgliedstaaten, 
dar, die sich mit dem Beitritt der NMS noch 
vergrößert hat, während die ursprüngliche 
Lissabon-Strategie für eine relativ homogene 
Gruppe hoch entwickelter Industriestaaten 
vorgesehen war. Ob für diese Länder gemein-
same Ziele und Politiken angemessen sind, ist 
fraglich. National angepasste Aktionspläne, 
wie jetzt vorgesehen, können einen Ausweg 
bieten, doch fehlt eine konsistent ausgearbei-
tete Strategie für die ärmeren EU-
Mitgliedsländer. 

Verdeutlicht werden kann dies etwa anhand 
der FuE-Ausgaben. Die EU postuliert hier die 
übergreifende Zielgröße von 3%. Offen bleibt 
aber, wie sich dieses Ziel in den nationalen 
Zielgrößen niederschlägt.  Ist es sinnvoll, für 
alle Länder gleich hohe Forschungsausgaben 
anzusetzen, unabhängig vom erreichten Ent-
wicklungsstand?9 Tabelle 4 zeigt, dass inner-
halb der NMS nur Slowenien den EU-Zielwert 
für FuE-Ausgaben in das nationale Reform-

                                                      
                                                     9 Untersuchungen zu den Wachstumsdeterminanten 

zeigen, dass möglicherweise Investitionen in FuE in tech-
nologisch hoch entwickelten Ländern einen anderen Stel-
lenwert haben als in Ländern auf einer relativ frühen Ent-
wicklungsstufe. Zudem legen FuE-Spillovereffekte eine 
Konzentration der Ausgaben bei den Ländern nahe, wo die 
zu erwartenden Erträge am höchsten sind (vgl. Pisany-
Ferry, Sapir, 2006). 

programm übernommen hat. Alle anderen 
Länder liegen weit unterhalb des EU-Ziels 
(zudem mit divergierendem Zeithorizont). Da-
bei hätte eine bessere Nutzung des Erwerbs-
potentials und der Innovationsfähigkeit dieser 
Länder durchaus hohe volkswirtschaftliche 
Wirkung. 

Neben der strukturellen Heterogenität muss 
auch die politische Heterogenität berücksich-
tigt werden. Die Festlegung der Prioritäten auf 
EU-Ebene ist abhängig von nationalen Institu-
tionen und Politiken, auch wenn eine übergrei-
fende Zielsetzung verfolgt wird. Deutlich wird 
diese Problematik an den Arbeitsmärkten. Die 
institutionelle Ausgestaltung variiert hier mar-
kant innerhalb der EU, etwa mit Blick auf die 
Struktur der Lohnverhandlungen oder die Aus-
gestaltung der Arbeitslosenversicherung. Vor 
diesem Hintergrund können schrittweise Re-
formen der Arbeitsmärkte nicht einem für alle 
geeigneten Rezept folgen, da Reformen unter 
bestimmten Rahmenbedingungen gute Ergeb-
nisse bringen, in anderen Konstellationen u. U. 
ineffizient oder gar kontraproduktiv sind. Um 
die gleichen Ziele zu erreichen, müssen die 
Prioritäten stärker nach länderspezifischen 
Bedingungen festgelegt werden. 

Die nationalen EU-Vorgaben, die auch bei 
der Beschäftigungsquote zum Teil deutlich 
unterhalb des EU-Ziels liegen (Tabelle 4), ma-
chen zudem deutlich, dass die Länderregie-
rungen bei der Entwicklung der Nationalen 
Reformprogramme die Integrierten Leitlinien 
weitgehend ignorieren, und dies selbst in Be-
reichen mit eindeutigen Zielvorgaben. Vor 
diesem Hintergrund setzt die Kommission im 
neuen Programmzyklus auf das Vorantreiben 
der Reformen auf nationaler Ebene und auf 
eine Stärkung der wirtschaftspolitischen Koor-
dinierung (Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften, 2007). Im Interesse einer opti-
malen Wirkung auf Wachstum und Beschäfti-
gung sind in den neuen EU-
Kohäsionsprogrammen mehr als 60% der 
Mittel für die Unterstützung der nationalen 
Reformprogramme zu binden.10 Für den Zeit-
raum 2007-2013 stehen dafür, einschließlich 
Mittel der nationalen öffentlichen Hand und 
seitens der privaten Geldgeber, mehr als 500 
Mrd. EUR zur Verfügung. 

 
10 Für die Gebiete mit Entwicklungsrückständen, die mit 
den Konvergenzprogrammen gefördert werden, gilt eine 
Untergrenze von 60%, in den vergleichsweise wohlhaben-
den Gebieten, die mit den Wettbewerbsfähigkeits- und 
Beschäftigungsprogrammen gefördert werden, gilt eine 
Untergrenze von 75%. Für die NMS gelten diese Unter-
grenzen auf freiwilliger Basis. 
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Mit dieser zunächst beachtlichen Summe, 
die sogar um ca. 200 Mrd. die gesamten EU-
Strukturfondsmittel der Periode 2007-2013 
übersteigt, wird allerdings nicht der Tatsache 
Rechnung getragen, dass es zu keiner wirkli-
chen Neuausrichtung der EU-Gelder in Rich-
tung Lissabon-Agenda gekommen ist. Zudem 
ist zu vermuten, dass ohnehin geplante Aus-
gabenprogramme auf nationaler Ebene für die 

Lissabon-Agenda „umetikettiert“ werden. Ein 
tatsächlicher Investitionsschub für „Wachstum 
und Beschäftigung“ oder in Schlüsselberei-
chen der Lissabon-Agenda ist deshalb kaum 
zu erwarten, bzw. wird sich nur aus nationalen 
gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Priori-
täten entwickeln.  

 
 

 

Tabelle 4:  NMS: Nationale Zielwerte in Hinblick auf Beschäftigungsquoten und  
 FuE-Ausgaben 2010  

 Bg Cz Ee Lv Lt Hu Pl Ro Si Sk EU  
Zielwert 

Beschäftigungsquote 61,0 
(2009) 

66,4 
(2008) 

70.0 67,0 68,8 58,7 .. 63,0 67,0 
(2008) 

.. 70,0 

FuE-Ausgabequote .. 2,06 1,9 1,5 2,0 1,8 1,65 
(2008) 

1,8 3,0 0,8 3,0 

Quelle: Nationale Reformprogramme. 
 
Die wirtschaftspolitische Koordinierung soll 

im Rahmen der integrierten Leitlinien enger 
gestaltet werden. Die geltenden Leitlinien blei-
ben für den nächsten Zeitraum bestehen, al-
lerdings sollen Maßnahmen zur Stärkung der 
Investitionen in Humankapital und zur Moder-
nisierung der Arbeitsmärkte stärker betont 
werden. Um eine bessere Koordinierung zu 
erreichen, schlägt die Kommission vor, dass 
die Mitgliedstaaten ihre Reaktionen auf die 
länderspezifischen Empfehlungen und 

Schwerpunkte im Rahmen des multilateralen 
Überwachungsverfahrens im Rat erörtern. 
Jeder Mitgliedstaat soll zukünftig in seinen 
Umsetzungsbericht einen Aktionsplan mit den 
Maßnahmen einfügen, mit denen er die Emp-
fehlungen und Schwerpunktsetzungen aufgrei-
fen will. Möglicherweise kann dies dazu beitra-
gen, die notwendigen länderspezifischen 
Schwerpunktsetzungen kohärent der Gesamt-
strategie anzupassen.  
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